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Liebe Leserinnen und Leser,
»Herzlich willkommen!« Es gibt kei-
nen schöneren Gruß, um sich wohl-
zufühlen, sei es bei Freunden, zu 
Hause oder im Ausland. 
Die EU gewährt jedoch längst nicht 
allen einen herzlichen Empfang. Seit 
Jahren rüstet sie an ihren Außengren-
zen mächtig auf, um Flüchtlingen 
den Weg nach Europa zu versperren. 

Dabei hat sich die Europäische Uni-
on das Motto  »Geeint in Vielfalt« auf 
die Fahnen geschrieben.
Geeint? In Vielfalt? Die Europaab-
geordneten der LINKEN haben sich 
den Slogan in der vorliegenden 
Ausgabe der europaROT genauer 
angesehen und meinen: Wirtschaft-
licher Nutzen hat in der EU in ihrer 
jetzigen Form Vorrang vor kulturel-
ler Vielfalt, Solidarität, Toleranz und 
Einigkeit.
In ihrem Artikel beschreibt Corne-
lia Ernst, wie von vielen Politikern 
immer wieder der Notfall ausge-
rufen wird, um die Verbarrikadie-
rung an den Außengrenzen der EU 
zu rechtfertigen. Ob es sich dabei 
überhaupt um einen Notfall handelt, 
bleibt offen. 
Dass die EU keine Zeit verliert, um 
aus der veränderten politischen 
Situation in Nordafrika – wortwört-

lich  –  Kapital zu schlagen, zeigt 
Sabine Lösing in ihrem Beitrag auf. 
Gute Nachbarschaftspolitik sieht 
anders aus.
Sprachliche, religiöse oder kulturel-
le Minderheiten sind nicht überall 
willkommen, sondern von jeher Ziel-
scheibe von Ausgrenzung und Frem-
denhass. Ein Beispiel hierfür sind die 
Kurden. Ihnen widmet Jürgen Klute 
seinen Beitrag. 
Rassistische Töne sind auch im 
EU-Parlament zu vernehmen. Dort 
gibt es eine nicht zu unterschät-
zende Anzahl  nationalistischer und 
rechtsextremer Abgeordneter, die 
mit populistischen Parolen vor einer 
»Verwässerung« der Völker Europas 
warnt. Gabi Zimmer nennt hierfür 
Beispiele.
Sicherlich haben Sie davon gehört, 
dass die Demokratie in Ungarn auf 
der Kippe steht. Helmut Scholz er-

klärt die aktuelle Situation im Land 
und die Reaktionen der EU-Kom-
mission. 
Während die Industriestaaten 
Hauptverursacher des Klimawan-
dels sind, leiden weltweit besonders 
die Armen unter dessen Folgen. Sa-
bine Wils erklärt, wieso immer mehr 
von ihnen deshalb auf der Flucht 
sind. 
Migration findet selten freiwillig 
statt. Das zeigt auch Thomas Hän-
dels Artikel über Arbeitsmigration 
inner- und außerhalb der EU. 
Fragen Sie sich jetzt, wie es ange-
sichts all dessen weitergehen kann 
mit dem europäischen Gedanken 
von Frieden und Solidarität? Lothar 
Bisky geht in seinem Beitrag genau 
dieser Frage nach. 
Wir bedanken uns für Ihr Interesse 
und freuen uns über Ihre Rückmel-
dung!

Tritt ein,  
bring Geld herein!
Die EU – »Geeint in Vielfalt« oder soziale Auslese?

Schon seit Jahren 
rüstet die Europäi­
sche Union an ihren 
Außengrenzen auf.

Wem die oft lebensgefährliche Odys-
see dennoch gelingt, wird in Auffang-
lagern unter menschenunwürdigen 
Bedingungen zusammengepfercht 
und schnellstmöglich abgeschoben. 
Gastfreundschaft à la EU. 
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Cornelia Ernst  
und Lorenz Krämer
Notfälle sind außergewöhnliche Si-
tuationen, in denen dringend Hilfe 
benötigt wird. Doch nicht jeder Not-
fall ist wirklich ein Notfall. Oftmals 
greifen einige Politiker vorschnell 
auf diesen Begriff zurück. Die wah-
ren Notsituationen bleiben dann im 
Verborgenen. Nachdem im Januar 
die Tunesier Ben Ali gestürzt hat-
ten und sich später der bewaffnete 
Aufstand in Libyen formierte, kamen 
urplötzlich wieder die Menschen mit 
kleinen Booten über das Mittelmeer 
nach Europa, vorzugsweise nach Ita-
lien und Malta. Da war er wieder, der 
Notfall.

Ein Teil der Lorbeeren ging dafür 
an die europäische Grenzschutz-
agentur Frontex, die seit 2006 bei 
der Abwehr der Flüchtlinge im Mit-
telmeerraum mithalf. Den größeren 
Effekt auf die Fluchtrouten nach Eu-
ropa hatten jedoch Abkommen wie 
das sogenannte italienisch-libysche 
Freundschaftsabkommen, mit dem 
die Staaten Nordafrikas fortan be-
reits die Abreise nach Europa ver-
hindern sollten. Mit dem Zusammen-
bruch der Regimes in Tunesien und 
Libyen wurden solche Abkommen 
aber praktisch obsolet. Und da ka-
men sie nun wieder, die Flüchtlinge 
aus Afrika. 

Die italienische Regierung, zu je-
nem Zeitpunkt noch unter Berlus-
coni, weigerte sich zunächst, auf die 
Flüchtlinge überhaupt zu reagieren. 
Noch nicht einmal das seit 2009 
geschlossene Auffanglager auf Lam-
pedusa wurde wiedereröffnet. So 
blieben die ersten Tunesier im März 
und April mittel- und obdachlos auf 
der winzigen Insel sitzen, bis es zu 
Spannungen zwischen Flüchtlingen 
und Einheimischen kam und die Lage 
zu eskalieren drohte. Als wir im Mai 
2011 die Auffanglager auf der Insel 

besuchten, trafen wir Menschen von 
überall her, Männer und Frauen, alte 
und junge. Der rechtsextreme In-
nenminister Maroni und Berlusconi 
schrien: »Notfall!« 
Der Notfall war wohlgemerkt nicht 
die prekäre Lage auf Lampedusa, 
sondern die durch Ignoranz erzeugte 
Überforderung der italienischen Be-
hörden. Sie forderten einen Frontex-
Einsatz und bekamen ihn schluss-
endlich auch. Frontex sollte bereits 
auf hoher See die Boote abhalten. 
Es muss dazu gesagt werden, dass 
das Mandat eines solchen Einsat-
zes unmöglich pauschal auf Abwehr 
der Boote lauten kann. Legal ist nur, 
wenn Frontex die Menschen erst ein-
mal an Land bringt. 

Noch bevor im Mai 2011 Italien mit 
der tunesischen Übergangsregie-
rung ein geheimes Rücknahme-
abkommen abschließen konnte, 
musste eine Lösung für die bis zehn-
tausend Tunesier bereits in Italien 
gefunden werden. So stellten ihnen 
die italienischen Behörden kur-
zerhand befristete Aufenthaltstitel 
aus, in der Hoffnung, die Menschen 
würden einfach irgendwo in Europa 
verschwinden. Die Rechnung wurde 
allerdings ohne die Rechtsregierung 
Sarkozys gemacht, die kurzerhand 
wieder Grenzkontrollen an der Gren-
ze zu Italien durchführte. Tunesier 
sollten wieder zurück nach Italien 

geschickt werden. Dieser Eklat hat-
te eine gesamteuropäische Debatte 
um die Zukunft des Schengenrau-
mes zur Folge. Diskutiert wurde die 
kurzfristige Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen als »Notfallmaß-
nahme« für den »Notfall«, dass ein 
Mitgliedsstaat seine Grenze nicht 
hermetisch abriegeln könnte. Die 
dafür zuständige EU-Kommissarin 
Cecilia Malmström legte kurz darauf 
einen entsprechenden Gesetzesvor-
schlag vor, der tatsächlich einen sol-
chen Notfallmechanismus vorsieht. 
Das ist so ziemlich das Gegenteil 
von dem, was die Innenminister der 
Mitgliedsstaaten oder viele Mitglie-
der des Europaparlaments wollten, 
entsprechend haben die Beratungen 
über den Vorschlag im Europaparla-
ment kaum begonnen. 
Angesichts der Lage auf Lampedusa 
und der Aussicht, dass die Flucht-
bewegungen nach Europa nicht 
abrissen, forderte DIE LINKE. im 
Europaparlament die Anwendung 
der Notfall-Richtlinie für temporären 
Schutz. Diese wurde im Nachgang 
des Kosovokriegs geschaffen und 
regelt für den Fall eines »massen-
haften Zustroms« von Flüchtlingen, 
wie diese auf die Mitgliedsstaaten 
verteilt werden können. Dazu bedarf 
es lediglich eines Beschlusses des 
Ministerrats. Die Richtlinie ist bis 
heute kein einziges Mal angewendet 
worden.

In Europas Haupt­
städten glaubte 
man schon 2008, 
das »Flüchtlings­
problem« sei gelöst.

Die Ironie der Notfälle

Die EU und die Mitgliedsstaaten erfinden gerne und 
leichtfertig »Notfälle«, um die Abschottung ihrer 
Grenzen zu rechtfertigen.

Seit Beginn der Re­
volte in Tunesien sind 
Tausende Flüchtlinge 
ertrunken. 
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Tatsächlich wurde in den Hauptstäd-
ten Europas geglaubt, das »Flücht-
lingsproblem« bereits 2008 wenn 
schon nicht gelöst, dann doch ent-
scheidend zurückgedrängt zu haben. 
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Als der italienischen Regierung klar 
wurde, dass von den anderen EU-
Mitgliedsstaaten kaum Hilfe beim 
Abweisen der Flüchtlinge zu erwar-
ten war, hat sie den »Notfall Lam-
pedusa« damit »gelöst«, dass die 
Insel zum »unsicheren Hafen« erklärt 
wurde. Fortan durften keine aus See-
not geretteten Boote auf die Insel 
gebracht werden. Wenn ein Fischer 
somit vor der Küste Lampedusas auf 
ein manövrierunfähiges Flüchtlings-
boot trifft, könnte er es fortan nicht 
mehr in den Inselhafen schleppen. 
Stattdessen müsste er die knapp 
100 km nach Sizilien weiterfahren. 
Man muss dazu wissen, dass im 
Mittelmeer seit Beginn der Revolte 
in Tunesien selbst nach konservati-
ven Schätzungen mindestens 2.000 
Menschen bei der Überfahrt ertrun-
ken sind.

Lampedusa ist aber bei Weitem 
nicht der einzige Brennpunkt in Eu-
ropa. Weiterhin überqueren viele 
Menschen die türkisch-griechische 
Grenze. Die Landgrenze zwischen 
der Türkei und Griechenland bildet 
bis auf ein relativ kurzes Stück der 
Fluss Evros, in dem ebenfalls viele 

schen Boden betraten. Der Europä-
ische Menschenrechtsgerichtshof 
in Straßburg verurteilte deswegen 
im Januar 2011 Griechenland wegen 
seines Umgangs mit den Asylan-
tragstellern und Belgien wegen der 
Abschiebungen dorthin. Um einem 
Urteil des Bundesverfassungsge-
richts zuvorzukommen, stoppte die 
Bundesrepublik daraufhin alle Ab-
schiebungen nach Griechenland. 
Im Dezember 2011 urteilte dann 
der Europäische Gerichtshof in Lu-
xemburg, dass Asylbewerber nicht 
in einen anderen Mitgliedsstaat 
abgeschoben werden dürfen, wenn 
ihnen dort menschenunwürdige Zu-
stände drohen. Es ist allseits aner-
kannt, dass das Dublin-System die 
Zuständigkeit für Asylbewerber völ-
lig einseitig regelt. Für Fälle wie das 
griechische Asylsystem bräuchte 
Europa dringend eine verbindliche 
Regelung. Diese Regelung wird seit 
mehreren Jahren als »Notfallrege-
lung« in Europaparlament und Rat 
diskutiert, scheitert bisher aber am 
Widerstand der Innenminister im 
Rat. Der Notfall, der hier gemeint 
ist, ist, dass das Asylsystem eines 
Mitgliedsstaates nicht mehr funk-
tioniert und man Menschen daher 
nicht dorthin abschieben kann. 
Ein letzter Notfall: Seit den Visa-
erleichterungen für die Westbal-
kanstaaten im Jahr 2010 kam es 
zunächst zu einem Anstieg der Asyl-
bewerber aus diesen Ländern, vor-
nehmlich aus Serbien. Die betroffe-
nen Menschen sind vor allem Roma, 
die dort zwar nicht politisch verfolgt 
werden, aber fraglos als Ärmste der 
Armen unter vielfältigen Diskriminie-
rungen zu leiden haben. Prompt ging 
das Wort um von einem Missbrauch 
der Visafreiheit. Die Diskussion 
mündete schließlich wieder in einen 
europäischen Gesetzesvorschlag: 
Geplant sind Änderungen am euro-
päischen Visakodex. Vorgesehen 
ist die Einführung eines »Schutzme-
chanismus«, der die Visafreiheit für 
bestimmte Staatsbürger wieder ein-
schränken soll, wenn Grenzwerte an 
gestellten Asylanträgen überschrit-
ten werden. Notfall gefällig?

Griechische Flücht­
lingslager sollte 
man eher Gefäng­
nisse nennen. 

Menschen im Jahr ertrinken. Dort, 
wo man trockenen Fußes nach 
Griechenland gelangen könnte, be-
ginnt derzeit der Bau eines tiefen 
Grabens, um die unkontrollierten 
Grenzübertritte zu unterbinden. Die 
Situation in griechischen Flücht-
lingslagern, die man eher Gefäng-
nisse nennen sollte, ist desolat 
und die Behandlung der Menschen 
noch schlechter als in Italien. Den-
noch finden viele Abschiebungen 
aus EU-Staaten gemäß dem Dublin-
System nach Griechenland statt. 
Nach dem Dublin-System werden 
Asylsuchende in den Staat abge-
schoben, in dem sie zuerst europäi-

wissen, was in Europa läuft:

Das Infomagazin der LINKEN im  
Europäischen Parlament erscheint 
vierteljährlich als Beilage in aus­
gewählten linken Tageszeitungen.

Erschienene Infomagazine zu folgenden Themen: 

  Klimaschutz in der EU 

  Kampf gegen Armut, jetzt!

  EU-2020 – Top oder Flop

  Freiheit statt Sicherheitswahn

  Solidarität in Europa und in der Welt

  �Sparen, sparen, sparen,  
bis nichts mehr übrig bleibt

  Vom Hunger der Welt

Sie möchten europaROT regelmäßig  
per Post nach Hause geliefert bekommen? 
Schreiben Sie uns: Europäisches Parlament, GUE/
NGL, Sonja Giese, Rue Wiertz 60, PHS 05 B 072, 
1047 Brüssel oder schicken Sie uns eine  
E-Mail: dielinke.presse@europarl.europa.eu

www.dielinke-europa.eu

Jetzt bestellen

1. Die Einrichtung eines Netzes von offenen Empfangszentren für 
Flüchtlinge entlang der Außengrenzen der EU, damit skandalöse 
Zustände wie zum Beispiel in Griechenland verhindert werden.

2. Bewegungs- und Reisefreiheit für Asylbewerber und anerkannte 
Flüchtlinge in der ganzen EU.

3. Die Abschaffung des bisherigen Dublin-Systems. Stattdessen 
wird ein System benötigt, das Asylbewerber in der EU entsprechend 
den Wünschen der betroffenen und der Situation in den einzelnen 
Mitgliedsstaaten verteilt.

4. Eine Asylpolitik, die den Namen auch verdient hat, muss die Men-
schenrechte und die Bedürfnisse schutzbedürftiger Menschen in den 
Vordergrund stellen.

EU-Migrationspolitik – unsere Forderungen! 
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derem die britischen Conservati-
ves, die tschechische ODS und die 
polnische PiS. In ihrer Gründungs-
erklärung von 2009 heißt es, man 
wolle eine »[e]ffectively controlled 
immi-gration and an end to abuse 
of asylum procedures« durchset-
zen. 
Wenn es nach ECR, EFD und frakti-
onslosen Rechten geht, würden nicht 
nur weiterhin die EU-Außengrenzen 
tausendfach tödlich abgeschottet, 
sondern auch innerhalb der EU die 
Grenzen wieder zugemacht werden. 
Wollen wir das?

tel begreift, um das Regieren in Eu-
ropa zu vereinfachen, da er mit einer 
Verwässerung der Kultur, des Erbes 
und der Identität der einheimischen 
Völker jeder einzelnen europäischen 
Nation verbunden ist«. 
Jetzt könnte eingewendet werden, 
so paranoid argumentieren nur die 
fraktionslosen Rechten. Die will ja 
ohnehin keiner in der Fraktion ha-
ben! Sieht es denn in der Fraktion 
EFD, die als ganz normale Fraktion 
am parlamentarischen Geschehen 
teilnimmt und in vielen gemeinsamen 
Entschließungsanträgen der demo-
kratischen Fraktionen eingebunden 
ist, anders aus? Fiorello Provera von 
der italienischen Lega Nord klagte, er 

Volk oder nicht Volk?

Die politische Rechte hetzt  
im EU-Parlament gegen Zuwanderung.

Von Gabi Zimmer 
und Thilo janssen
Die fraktionslose Rechte, Europa der 
Freiheit und Demokratie (EFD) sowie 
die Europäischen Konservativen und 
Reformisten (ECR, nach der engli-
schen Bezeichnung European Con-
servatives and Reformists) betrach-
ten sich selbst als rechte Opposition 
im EU-Parlament. Ihr ideologischer 
Kern ist der Bezug auf das nationale 
»Volk«, ethnisch, historisch oder kul-
turell definiert. Wie sehen ihre Positi-
onen zu Zuwanderung aus?
Andreas Mölzer von der rechtsextre-
men FPÖ meint beispielsweise: »Im 
Mittelpunkt müssen immer noch die 
legitimen Interessen der historisch 
gewachsenen Völker Europas ste-
hen. Um sie vor einer ungezügelten 
Massenzuwanderung aus der Dritten 
Welt zu schützen, braucht Europa 
endlich eine familien- und gebur-
tenfördernde Politik. Und ebenso 
braucht Europa eine konsequente 
Rückführungspolitik für die Abertau-
senden von illegalen Zuwanderern, 
die sich in der EU aufhalten.« Nick 
Griffin von der British National Party, 
die bis 2010 nur Weißen die Partei-
mitgliedschaft erlaubte, ist davon 
überzeugt, dass die EU-Kommission 
den »Multikulturalismus als ein Mit-

sie dann erst einmal in Italien sind, 
Wohnraum und Arbeit (gratis ver-
steht sich) verlangen …«. Und Gerard 
Batten von der United Kingdom Inde-
pendence Party ist davon überzeugt, 
eine »direkte Folge der Richtlinie 
2004/38/EC über die Freizügigkeit« 
sei es, dass es »keinen Schutz für uns 
vor den sozial unerwünschten und 
kriminellen Elementen« der »nicht 
eingeladenen Roma« gebe. Die EU 
sei eben ein »Völkerkerker«, so sein 
Parteikollege Nigel Farage. 
Bleibt noch die national-neoliberale 
Fraktion ECR, das sind unter an-

Wollen wir die 
Grenzen wieder 
schließen und die 
EU auch nach außen 
abschotten?

wehr, komme zwar weiter eine hohe 
Bedeutung zu, die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit müsse aber nun 
gezielter vorangetrieben werden, so 
der Tenor. Auch wenn der Fokus auf 
wirtschaftlicher »Zusammenarbeit« 
liegt, die Abschottung Europas mit 
Rückführungsabkommen von Mi
granten wird weiter vorangetrieben.
Anstatt aber einseitig den südlichen 
Anrainern Zugang zum Binnenmarkt 
zu gewähren und so ihre wirtschaft-
lichen Perspektiven zu verbessern, 
versucht die EU mit einer Art Zu-
ckerbrot-und-Peitsche-Politik die 
aus ihrer Sicht wünschenswerten 
Ergebnisse zu erzielen. So wurde der 
»leistungsbezogene Ansatz« einge-
führt: Gelder sollen künftig deutlich 
stärker nach dem Prinzip von Beloh-
nung (mehr Geld) und Bestrafung 
(u. a. Sanktionen) vergeben werden. 
Ich möchte mich ausdrücklich gegen 
diese Form der ENP aussprechen: 
von Demokratie, sozialer Gerechtig-
keit und Mobilität reden, in imperi-
aler Art und Weise Neoliberalismus 
diktieren und eine menschenunwür-
dige Abschottungspolitik betreiben  – 
das ist beschämend.

Von Sabine Lösing
Die revolutionären Umbrüche im 
arabischen Raum wurden anfangs 
vorrangig als Bedrohung wahrge-
nommen, schnell wurde jedoch 
überlegt, wie aus der veränderten 
Situation – wortwörtlich – Kapital 
geschlagen werden könnte: Lag das 
unmittelbare Interesse der EU in der 
Region in einer aggressiven Abschot-
tungspolitik und der Sicherstellung 
von Rohstoffquellen, so will man nun 
verstärkt die Handels- und Investiti-
onsbeziehungen vorantreiben.
Aus Sicht der EU-Eliten stellt die kon-
tinuierliche Erweiterung der eigenen 
Einflusssphäre eine notwendige Be-
dingung dar, um im Ringen der Groß-
mächte bestehen zu können. Nach 
den zwei großen Erweiterungsrunden 

(2004, 2007) beschloss man eine 
»Expansion ohne Erweiterung«  – die 
Europäische Nachbarschaftspolitik 
(kurz: ENP). Vorrangiges Ziel der ENP 
ist die Schaffung einer »Großeuropä-
ischen Wirtschaftszone«, indem die 

angrenzenden Länder zum Abbau 
von Handelshemmnissen und zur 
Übernahme des EU-Rechtsbestands 
»ermutigt« werden. Besonders zu kri-
tisieren ist, dass zum Teil menschen-
verachtende Rückführungsabkom-
men von Flüchtlingen festgeschrieben 
werden. Die Mitspracherechte der 
Anrainerstaaten sind, vorsichtig for-
muliert, begrenzt. Der imperiale Cha-
rakter der ENP ist nicht zu übersehen.
Nur wenige Wochen (!) nach Aus-
bruch der Proteste kam es zur revo-
lutionsbedingten Generalüberholung 
der ENP. Sicherheitspolitischen Fra-
gen, insbesondere der Migrationsab-

Revolutionsbedingte 
Generalüberholung

Zur Neuausrichtung der Nachbarschaftspolitik.
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sei »es leid, illegale tunesische Ein-
wanderer zu sehen, die streiken, weil 
ihnen kein Geld für Zigaretten gege-
ben wird, die sich weigern, Nahrungs-
mittel mit Thunfisch zu essen, weil 
diese nach Fisch riechen, und wenn 

Vaterland statt EU. Rechte wollen Völkerzoo erhalten. 

Arabischer Frühling: Lukrative Revolution?
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Ungarn: ein bröckeliges  
Fundament

Der »Fall Ungarn« und die Antikrisenstrategien  
zeigen, dass Europa Veränderungen braucht –  
in den vertraglichen Grundlagen wie in der  
praktischen Politik.
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des Dänen Rasmussen zum Chef des 
Militär-Bündnisses nur gegen das Ver-
sprechen Dänemarks akzeptierte, ein 
Verbot des kurdischsprachigen Fern-
sehsenders »Roj TV« durchzusetzen. 
Nicht ehrenvoller ist das Agieren deut-
scher Behörden: Als im Dezember 2011 
die Trägerin des Menschenrechtsprei-
ses des Europäischen Parlaments Ley-
la Zana nach München reiste, um dort 
mit dem Oberbürgermeister über das 
Zusammenleben zwischen Deutschen 
und Kurden zu debattieren, nahmen 
bayerische Behörden ihren Begleiter 
fest. Auf Grundlage eines fadenschei-
nigen Auslieferungsbefehls der türki-
schen Behörden wurde dieser dann 
bis Ende Januar festgehalten. 
All dies sind Signale, die die in Euro-
pa lebende kurdischstämmige Bevöl-
kerung frustriert. Signale auch, die 
jene politischen Kräfte in der Türkei 
stärken, die auf militärische Eskala-
tion im lodernden Bürgerkrieg zwi-
schen Militär und PKK setzen. Und 
damit leider auch Signale, dass es 
der EU offensichtlich nicht beson-
ders ernst ist mit dem Beitritt der 
Türkei, der ohne Frieden und Demo-
kratie nicht zu haben ist.

Von Jürgen Klute
und Hanna Penzer
Die in Europa lebenden Kurden for-
dern die Anerkennung ihrer Identität. 
Wie viel ihnen an dieser Forderung 
liegt, hat der im Februar stattgefun-
dene »Lange Marsch von Genf nach 
Straßburg« eindrucksvoll bewiesen. 

Die Aktivisten wollten gegenüber den 
Vereinten Nationen, dem Europä
ischen Parlament und dem Europarat 
auf die Missachtung ihrer Rechte im 
Nahen Osten aufmerksam machen. 
Doch ihre Forderungen galten auch 
gegenüber den neuen Heimatlän-
dern. Allen voran der Bundesrepublik 

und Frankreich. Bleibt zu fragen: Was 
gehen uns althergebrachte Konflikte 
jenseits des Bosporus an? 
Viele der in der BRD lebenden Kur-
den sind seit den 1970ern als so-
genannte Gastarbeiter gekommen. 
Mehr noch sind auf der Suche nach 
Zuflucht: vor Folter, vor verbrannten 
Dörfern. Vor dem Verbot ihrer Mut-
tersprache, ihrer Feste, ihrer Musik. 
Jahrelang herrschte in deutschen 
Amtsstuben und Klassenzimmern 
Unwissenheit und Desinteresse ge-
genüber den »türkischen, syrischen, 
irakischen und iranischen« Neuan-
kömmlingen und den Geschichten, 
die sie mit sich trugen. 
Statt blanker Unkenntnis regieren 
heute Vorurteile und Ressentiments. 
Dem Verfassungsschutz gelten die 
Vereine, in denen Kurden sich für ihre 
Belange organisieren, als Brutstätten 
des »Ausländerextremismus«. Die eu-
ropäischen Regierungen schätzen die 
Türkei als Brückenkopf in den Nahen 
Osten, als Gründungsmitglied der 
NATO und damit als einen strategisch 
wertvollen Partner. Es ist ein offenes 
Geheimnis, dass die türkische Regie-
rung im August 2009 die Ernennung 

Zwischen den Stühlen

Kurden in Europa: Suche nach Anerkennung.
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Budapest hat nach 
Ansicht der EU-Kom­
mission den Bogen 
überspannt.

von Helmut Scholz
Es hat lange gedauert, bis die Euro-
päische Kommission reagiert hat. 
Mitte Januar leitete »Brüssel« drei 
sogenannte beschleunigte Vertrags-
verletzungsverfahren gegen Ungarn 
ein. Budapest hatte nach Ansicht 
der Kommissarinnen und Kommis-
sare den Bogen überspannt: Durch 
den Einfluss der Orbán-Regierung 
auf die Zins- und Personalpolitik sei 
die Unabhängigkeit der ungarischen 
Zentralbank gefährdet, mit neuen 
Pensionsregelungen für Richter wer-
de in die Justiz eingegriffen und der 
Datenschutz massiv verletzt.

Auf den ersten Blick mag das Vor-
gehen der Kommission gut ausse-
hen. Tatsächlich jedoch ist es ein 
Armutszeugnis. Denn erst als es um 
währungspolitische und finanzielle 

Aspekte des antidemokratischen 
Kurses der konservativen ungari-
schen Regierung ging – also letztlich 
ums Geld – wurde gehandelt. Das 
spiegelt die gegenwärtige Verfasst-
heit der EU wider: Was eigentlich nur 
eine Dimension im Handlungsraum 
ist, wird zum alleinigen Handlungs-
raum erklärt. 
Dagegen haben es die EU-Mitglieds-
staaten und die Kommission bei 
mahnenden Worten belassen, als 
Viktor Orbán mit dem neuen Medien-
gesetz die Presse- und Meinungs-
freiheit drastisch einschränkte. Sie 
haben nicht interveniert, als Sozial-
rechte beschnitten und die Arbeits-
gesetzgebung gerade gegen die am 
schlechtesten gestellten Menschen 
verschärft wurde und beispielswei-
se Obdachlose zum Freiwild für die 
Polizei erklärt wurden. Sie haben zu-
meist weggeblickt und geschwiegen, 
als sich die rechtsextreme Gewalt 
im Land ausbreitete, als Rechte der 
Minderheiten eingeschränkt wurden 
und insbesondere die Diskriminie-
rung der Roma ein nahezu unerträg-
liches Maß erreichte. Dabei ist dies 

ebenfalls eine klare Verletzung der 
europäischen Verträge: »Die Werte, 
auf die sich die Union gründet, sind 
die Achtung der Menschenwürde, 
Freiheit, Demokratie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung 
der Menschenrechte einschließlich 
der Rechte der Personen, die Min-
derheiten angehören«, heißt es in Ar-
tikel 2 des EU-Vertrags. Ausdrücklich 
werden dort auch Nichtdiskriminie-
rung, Gerechtigkeit und Solidarität 
zu Grundwerten der Gemeinschaft 
und ihrer Mitgliedsstaaten erklärt.

Wegen der Verletzung dieser Werte 
hat die Linke im Europäischen Parla-
ment ein Vertragsverletzungsverfah-
ren gegen Budapest gefordert und 
die demokratischen Kräfte in Ungarn 

auf vielfältige Weise unterstützt. Es 
bleibt jedoch das Grundproblem der 
gegenwärtigen Verfasstheit Europas: 
Soziale Fragen, Grund- und Bürger-
rechte, demokratische Mitsprache 
und Mitentscheidung werden nicht 
als zentrale Politikbereiche betrach-
tet. Im Gegenteil: In der Krise wer-
den sie sogar immer weiter zurück-
gedrängt, wie gerade das Beispiel 
Deutschlands und Frankreichs zeigt, 
die am Europäischen Parlament vor-
bei Verträge mit nicht abschätzbaren 
Einschnitten aushandeln. Soll Eu-
ropa eine Zukunft haben und auch 
von den Menschen angenommen 
werden, braucht es wesentliche Ver-
änderungen – in den vertraglichen 
Grundlagen ebenso wie in der prak-
tischen Politik.

Teil der kurdischen Identität: Das Frühlingsfest Newroz

Der Fall Ungarn(s): Viktor OrbÁn in Brüssel
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Eine Palette Backsteine kann im Rah-
men der europäischen Warenfreiheit 
von Land A nach Land B verschickt 
werden. Menschen sind keine Back-
steine: Neben Arbeit sind für sie 
Sprache, kulturelle Identität, famili-
äre Bindungen, Freunde und Nach-
barn wichtig. 

arbeiten. Es handelt sich dabei um 
Saison-Arbeitnehmer, hauptsächlich 
in der Landwirtschaft und der Hotel-
lerie/Gastronomie, und um Arbeit-
nehmer im Rahmen einer konzern-
weiten Entsendung. Für Deutschland 
bedeutete der Entwurf, dass es nicht 
nur keine gleichen Arbeitsbedingun-
gen gäbe, sondern in vielen Bran-
chen gar keine Untergrenze mehr 
existiert. Ohne gesetzliche Mindest-
löhne könnten diese Regelungen zu 
Lohndumping bei den Betroffenen 
missbraucht werden. 

zwungen, ihre Heimat zu verlassen 
und dort eine Arbeit aufzunehmen, 
wo es noch welche gibt. Dort, wo 
diese gebraucht würden, haben sie 
schlicht keine Perspektive. Eine Er-
holung der wirtschaftlich schwäche-
ren Länder wird so weiter erschwert. 
Diese benötigen langfristige Aufbau-
hilfen. Flexibilisierung, Schleifung 
der Sozialversicherungssysteme 
und die Kürzung von Löhnen und 
Renten bewirken das Gegenteil, 
Nachfrage und Wachstum brechen 
weiter ein, ein Aufschwung rückt in 
weite Ferne.
Arbeitsmigration wäre auch nicht die 
erste Lösung gegen den vermeint
lichen Fachkräftemangel. Solange in 
Schulen der Putz von der Decke brö-
ckelt und Studierende in überfüllten 
Hörsälen vor müden und überarbei-
teten Dozenten nur die Hälfte von 
dem lernen, was eigentlich möglich 
wäre, solange helfen vor allem Inves-
titionen in Bildung und Infrastruktur, 
diesen Mangel zu beseitigen. 

Wenn gut ausgebildete Menschen 
aus schwächeren Mitgliedsstaaten 
oder aus Drittstaaten in der EU Ar-
beit aufnehmen, kann das nur auf 
freiwilliger Basis geschehen. Zudem 
muss der Grundsatz gelten: gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit am gleichen 
Arbeitsplatz. Für Drittstaatenange-
hörige ist eine Konzeption der Inte
gration zu entwickeln. 

von Thomas Händel  
und karola Boger
Wegen der Wirtschaftskrise ziehen 
junge, gut ausgebildete Menschen 
aus Griechenland, Portugal, Spanien 
um. Sie suchen Arbeit, die ordentlich 
bezahlt wird. Auch in Deutschland. 
Unter der Überschrift »Arbeitsmobili-
tät« und »Arbeitnehmerfreizügigkeit« 
soll Menschen in der EU der Umzug 
dahin, wo es Arbeit gibt, schmack-
haft gemacht werden. In einem Land 
soll damit die Arbeitslosigkeit abge-
baut werden, in einem anderen der 
Arbeitskräftemangel. 

Die Europäische Kommission ist an-
getreten, die Europäische Union für 
den »weltweiten Wettbewerb fit zu 
machen«. Dafür soll der Kampf »um 
die besten Köpfe der Welt« gewon-
nen werden. Dazu wird momentan 
in der EU an zwei Richtlinien gearbei-
tet, die es Arbeitnehmern aus Dritt-
staaten erleichtern sollen, für einen 
bestimmten Zeitraum in der EU zu 

Menschen sind  
keine Backsteine!

Arbeitsmigration inner- und außerhalb der EU

Junge Fachkräfte 
fühlen sich gezwun­
gen, ihre Heimat  
zu verlassen.

Das Infomagazin der LINKEN im Europäischen Parlament 
erscheint vierteljährlich als Beilage in ausgewählten linken 
Tageszeitungen. 

Sie möchten europaROT regelmäßig per Post nach Hause geliefert bekommen? 
Schreiben Sie uns: Europäisches Parlament, GUE/NGL, Sonja Giese,  
Rue Wiertz 60, PHS 05 B 072, 1047 Brüssel  
oder schicken Sie uns eine E-Mail: dielinke.presse@europarl.europa.eu

Unsere Themen:
•	 April 2011: Solidarität in Europa und in der Welt
•	 Juli 2011: Wirtschaftsregierung – sparen,  

sparen, sparen, bis nichts mehr übrig bleibt
•	 November 2011: Vom Hunger der Welt

www.dielinke-europa.eu

Sie haben eine Ausgabe 
verpasst? Alle vorherigen 
Ausgaben von europaROT 
sowie die aktuelle Ausgabe 
und weitere Informationen 
finden Sie hier:  
einfach diesen Code mit Ih-
rem Smartphone scannen!
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Der Ansatz der zeitlich befristeten 
Migration ist zudem oft kontrapro-
duktiv. Bestens ausgebildete junge 
Menschen sehen sich allzu oft ge- Flexibel? Entwurzelt!
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zudem die Vertreibung von Millionen 
Menschen. Wahrgenommen werden 
nur die Bürgerkriegsflüchtlinge, die 
in großen UN-Camps versorgt wer-
den. Doch die wahren Ursachen der 
Konflikte werden selten hinterfragt 
und noch seltener mit dem Klima-
wandel in Verbindung gebracht.
DIE LINKE. im Europaparlament setzt 
sich für die Anerkennung des Klima-
wandels als Ursache von Migration ein. 
Die Industriestaaten sind verantwort-
lich für 80 Prozent der historischen 
Treibhausgasemissionen. Sie tragen 
die Verantwortung für die wachsende 
Zahl von Klimaflüchtlingen.

Der Klimawandel ist als wissen-
schaftliche Tatsache weitgehend an-
erkannt, doch für die internationale 
Gemeinschaft sowie Flüchtlingsor-
ganisationen wie das UN-Flücht-
lingskommissariat sind Klimaflücht-
linge weiterhin ein Fremdwort. Auch 
das deutsche Recht erkennt Klima-
wandel als Ursache von Migration 
und als Asylgrund nicht an.

wenn sich europaweit beinah täglich 
Medien, Politiker und Bürger mit na-
tionalistisch anmutenden Diskursen 
überbieten – gegen »Brüssel«, jene 
Regierung oder »die Migranten« –, 
dann ist das keine Kabbelei unter 
netten Nachbarn, sondern ein politi-
sches Problem. 

Nationalistische Diskurse trei-
ben Keile zwischen Menschen, 
die durchaus ähnliche Interessen 
haben. Vielleicht reicht die schüt-
zenswerte kulturelle Vielfalt als ei-
nigendes Element nicht aus. Auch 
größere Heterogenität und indivi-
duellere Lebensentwürfe der Men-
schen innerhalb eines jeden Landes 
haben die Beantwortung der Frage, 
was die EU im Kern zusammenhält 
und welche Ziele sie verfolgen soll-
te, komplizierter gemacht. Es ist 
Zeit, den Bedarf der Menschen in 
der Europäischen Union nach ge-
meinschaftlicher Selbstverständi-
gung nicht mehr als Nebenschau-
platz zu betrachten, der irgendwann 
»nach der Krise« beackert werden 
kann. Was also könnte Gegenstand, 

ausstoß – im Wesentlichen von den 
Industrienationen produziert wird. So 
trifft der Klimawandel jene, die dafür 
keine Verantwortung tragen und auf 
eine Begrenzung der Erderwärmung 
keinen Einfluss haben. Die Industrie
staaten schotten sich gegenüber 
Flüchtlingen ab. Sie leisten kaum Hil-
fe für die Klimaflüchtlinge – oder nur 
plakativ, wenn die Bilder einer großen 
Umweltkatastrophe, wie eines Tsuna-
mis oder eines Erdbebens, über die 
Fernsehbildschirme flimmern.
Gewaltsame Konflikte um abneh-
mende fruchtbare Böden und sin-
kende Wasserressourcen fördern 

was könnte Ziel einer gelebten und 
empfundenen europäischen Ge-
meinschaft sein? An der Vision des 
Friedens, wichtigste treibende Kraft 
der Integrationsbemühungen im 
20. Jahrhundert, muss festgehalten 
werden – denn sie ist längst nicht 
erfüllt. 
Zu den Schlüsselthemen für die Zu-
kunft der europäischen Integration 

Von Sabine Wils
und Norbert Müller
Sie flüchten vor Überschwemmung
en, verlassen Haus und Hof, weil sich 
die Felder nach jahrelangen Dürre-
perioden nicht mehr bewirtschaften 
lassen. Sie sind auf der Suche nach 
Trinkwasser, Nahrung und Schutz: 
Über 20 Millionen Menschen sind 
laut Schätzungen von Greenpeace 
infolge des Klimawandels auf der 
Flucht.
Der steigende Meeresspiegel führt 
nicht nur zu Überschwemmungen, 
sondern auch zur Versalzung von 
Böden; Inseln und Küstenregionen 
sind von dauerhafter Überflutung 
bedroht; Permafrostböden tauen 
auf und lassen ganze Landstriche im 
Schlamm versinken. Kulturland, das 
seit vielen Generationen besiedelt 
und bewirtschaftet wurde, bietet kei-
ne Lebensgrundlage mehr und wird 
oftmals zur lebensfeindlichen Wüste.

Von Lothar Bisky
Die politischen Entscheidungen, 
die aktuell im Namen der Krisenbe-
kämpfung getroffen werden, sind für 
die Entwicklung der Europäischen 
Union existenziell. Es geht nicht 
nur um Geld, sondern darum, was 
künftig der Kerngedanke der Euro-
päischen Union sein soll. Wichtige 
Fragen sind: Sollen die sozialen Er-
rungenschaften der vergangenen 
250 Jahre erhalten werden? Werden 
die sogenannten »freien Märkte«, 
deren Verfechter Lohndumping, So-
zialabbau und gnadenlose Konkur-
renzbedingungen einfordern, zum 
faktischen Souverän in Europa? 

In Krisensituationen wie dieser bre-
chen Konflikte auf, die lange über-
wunden schienen. Sie überraschen 
die Betroffenen, sie münden in ein 
unübersichtliches Gegeneinander. 
Sicher, die öffentliche Zustimmung 
zur Europäischen Union, das Ver-
trauen in nationale wie europäische 
Institutionen sowie die Beziehungen 
zwischen einzelnen Staaten unter-
lagen stets Schwankungen. Doch 

Klimaflüchtlinge – größte 
Flüchtlingsgruppe weltweit

Millionen Menschen werden durch die  
Klimaerwärmung vertrieben.

Was macht »Europa« aus?

Solidarität statt nationalistischer Schlammschlacht!
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zählen aber auch Fragen nach der 
sozialen Sicherheit, nach Gerech-
tigkeit und Teilhabe am sozialen und 
kulturellen Leben. Hat unser linkes 
Konzept von Solidarität, verstanden 
als gemeinsames kommunikatives 
Handeln für ein soziales Europa, so-
mit das Potenzial, die moderne euro-
päische Vision des 21. Jahrhunderts 
zu werden?

Industriestaaten 
tragen die Hauptver­
antwortung für den 
Klimawandel.

Besonders perfide ist, dass Klima-
wandel-Migration vor allem ein Prob-
lem in den ärmsten Ländern und Re-
gionen der Welt darstellt, obwohl eine 
der Hauptursachen für den Klimawan-
del – der exorbitante Treibhausgas-

Thailand: Obdachlose nach der Überschwemmung 2011

Frieden: treibende Kraft der Integration!
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